
Staatsgerichtshof von dieser Option bei Gelegenheit Gebrauch ma-
chen wird — wobei er seine Praxis in StGH 1990/7 zu überwinden?497

und eine Abgrenzung zu anderen Erkenntnissen vorzunehmen ha-

ben wird, in denen er von ,Individualrechten' gesprochen hat, die

keine grundrechts-gleichen Rechtspositionen bilden?468,
Trotz des Zwischenerfolgs von StGH 1997/29 sind Art. 104 LV

sowie die Art. 11 und 23 StIGHG im Interesse der Rechtsklarheit zu

revidieren bzw. um die Móglichkeit zu erweitern, an den Staatsge-

richtshof wegen einer Verletzung der durch vólkerrechtliche Vertrà-

ge garantierten grundrechts-gleichen Rechtspositionen auch ausser-

halb von Art. 23 Bst. b und c SIGHG gelangen zu kónnen?^89, Mit einer
solchen Revision, die von der Verfassungskommission Ill im Zuge

der sog. Verfassungsdiskussion mehrere Male (erfolg- bzw. ergebnis-
los) vorgeschlagen worden ist?^/0, würde die Vólkervertragsrechts-

neben die Verfassungsgewáhr und die Praxis des Staatsgerichtshofes

(zu Recht) in eine Dimension gestellt, die dem ,konstitutiven, prà-

2467 Nach dem apodiktischen Wort in StGH 1990/17, LES 1/1992 S. 18 sind Verfassungsbe-
schwerden (Grundrechtsrügen) ,auf die Beachtung der nach Art 28ff der Landesverfassung

und ergánzendderin der ... EMRK ... in dem in Liechtenstein in Kraft stehenden Umfang...

gewährleisteten Rechte beschränkt“.

2468 Siehe hierzu StGH 1999/28, LES 1/2003 S. 8, wo von „Individualrechte(n)“ die Rede ist,
obwohl es sich in der Sache selbst (nur) um die Frage der unmittelbaren Anwendbarkeit eines

völkerrechtlichen Vertrages (und zwar vonArt. 2 Abs. 1 Ziff. 7 des Abkommens vom 25. April

1968 zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der Schweizerischen Eidgenossenschaft

über die Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und Schiedssprü-

chen, LGBI. 1970 Nr. 14; LR 0.276.910.11) gehandelt hat.

2469 Hinzuweisen ist darauf, dass der Staatsgerichtshof seit StGH 1999/14, n. publ., Pkt. 2.1 der

Entscheidungsgründe, S. 19 des Entscheidungstextes nicht mehr darauf besteht, ,dass ein

Beschwerdeführer zusätzlich zur Normenkontrollrüge die Verletzung eines anerkannten

Grundrechtes geltend macht". Eine solche ,Normenkontrollrüge' wegen Verletzung des Lega-

litätsprinzips gemäss Art. 92 LV (Gesetzmässigkeit der Verwaltung), das kein eigenständiges

Grundrecht bildet, muss zu ihrer Zulässigkeit mit einer Verfassungsbeschwerde (Grundrechts-

rüge) also nicht verbunden werden; eine Überprüfung der Verfassungs- und der Völkerver-

tragsrechtsmässigkeit der in Frage stehenden formellen Gesetze oder Verordnungen kann

darüber hinaus von Amtes wegen erfolgen. Siehe zu den nach wie vor unbeantworteten Fra-

gen, die diese Praxis begleiten, das 21. Kapitel Pkte. 2.2 und 2.3.

2470 Siehe hierzu Art. 104 Abs. 1 LV i.d.F.d. Anhanges zum Arbeitspapier der Verfassungskom-

mission des Hohen Landtages zuhanden S.D. des Landesfiirsten vom 29. April 2002,in: Bei-

lagen 1 bis 3 zum Bericht der Verfassungskommission Ill an den Landtag des Fürstentums

Liechtenstein vom 11. November 2002 (Beilage 1). Dieser Vorschlag lautet: „Im Wege eines

besonderen Gesetzes ist ein Staatsgerichtshof ... zum Schutze der verfassungsmássig ge-

wáhrleisteten Rechte sowie der durch Staatsvertráge gewáhrleisteten Grundrechte ... einzu-

richten" (Kursivstellung durch den Verfasser). Er ist von der VerfassungskommissionIll in der

Folge angepasst worden, nachdem die Wendung von den ,durch Staatsvertráge gewáhrlei-

steten Grundrechten' einen ,zu extensiven Interpretationsspielraum lässt“; siehe hierzu S. 8

des Diskussionspapiers der Verfassungskommission des Hohen Landtages zuhanden S.D.

des Landesfürsten vom 17. Juni 2002, in: Beilagen 4 bis 6 zum Bericht der Verfassungskom-

mission Ill an den Landtag des Fürstentums Liechtenstein vom 11. November 2002 (Beilage

4). Keiner der beiden Vorschlágeist in den Verfassungsánderungsvorschlágen S.D. des Lan-

desfürsten vom 2. August 2002 berücksichtigt worden.

452


